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             Der Direktor







Köln, den 13.9.2004

des Landschaftsverbandes Rheinland




Frau Dr. Seel

                   61.00

Übernahme der Strukturverantwortung für die Integrationsfachdienste im Rheinland durch das Integrationsamt

I.
Ausgangssituation

1. Entwicklung der Integrationsfachdienste

Integrationsfachdienste (IFD) sind  Dienste Dritter, die im Auftrag der Agenturen für Arbeit, der Rehabilitationsträger und der Integrationsämter bei der Durchführung von Maßnahmen zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben beteiligt werden. Eingerichtet sind die Dienste bei freien, gemeinnützigen Trägern oder Bildungsträgern.

Entwickelt haben sich die Integrationsfachdienste aus den so genannten Psychosozialen und 

- später - Berufsbegleitenden Dienste (PSD und BBD), welche die früheren Hauptfürsorge​stel​len nach dem damals geltenden Schwerbehindertengesetz bei der Durchführung der psycho​sozialen Betreuung im Rahmen der Begleitenden Hilfe im Arbeitsleben beteiligt haben. Die Zielgruppe der Dienste waren besonders betroffene schwerbehinderte Menschen, z. B. psy​chisch behinderte Menschen, geistig behinderte Menschen. In diesem Zusammen-hang ist darauf hinzuweisen, dass die Entwicklung dieser besonderen Beratungsdienste im Rheinland ihren Ursprung hatten – der erste Psychosoziale Dienst wurde vor nunmehr 27 Jahren in Köln eingerichtet. 

Mit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zum Abbau der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen zum 1.10.2000 wurde für die Integrationsfachdienste eine neue gesetzliche Grund​lage geschaffen. Es oblag der – damals – Bundesanstalt für Arbeit, in jedem Arbeitsamtsbe​zirk einen Integrationsfachdienst einzurichten. Der Aufgabenbereich dieser Integrationsfach-dienste umfasste die psychosoziale Be​ratung und Begleitung, die Integrationsbegleitung und die Vermittlung in Arbeit. Die früheren psychosozialen bzw. berufsbe​glei​​tenden Dienste sind in dem flächendeckenden Netz an Integrationsfachdiensten aufge​gangen.
Im Rhein​land sind heute 51 Träger beteiligt; in den IFD sind 155 Fachkraftstellen ein-gerichtet.

2. Gesetzliche Neuregelung

Die Novellierung des Sozialgesetzbuches IX vom 23.4.2004, die zum 1.5.2004 in Kraft getre​ten ist, überträgt die Strukturverantwortung für die Integrationsfachdienste (IFD) von der Bun​​desagentur für Arbeit auf die Integrationsämter und erweitert gleichzeitig die Tätigkeits​felder der IFD. Die gesetzliche Neuregelung gilt mit Wirkung zum 1.1.2005.

Die Länder/ Integrationsämter  erhalten anteilig die bisher der Bundesagentur für Arbeit vom Bun​desministerium für Gesundheit und soziale Sicherheit (BMGS) aus dem Ausgleichsfonds für die Finanzierung der IFD zur Verfügung gestellten Mittel in Höhe von 50 Millionen Euro. 

3. Aufgaben, Zielgruppen und Auftraggeber der Integrationsfachdienste

Mit dieser  Novellierung wurde auch das Aufgabenspektrum der IFD erweitert. Die Aufgaben der IFD sind in § 110 SGB IX geregelt und umfassen Leistungen bei der Vorbereitung auf die Teilhabe am Arbeitsleben, Leistungen für die Vermittlung in Arbeit sowie Leistungen zur Er​haltung bereits bestehender Arbeitsverhältnisse. Die Aufgaben sind einerseits einzelfall​bezo​gen, andererseits einzelfallübergreifend. Letztere beinhalten zum Beispiel die Beratung in Schulen beim Übergang von der Schule ins Arbeitsleben oder die Zusammenarbeit mit Hand​werkskammern und Industrie- und Handelskammern. 

Die Zielgruppen der IFD sind schwerbehinderte Menschen, aber auch behinderte Menschen oder von Behinderung bedrohte Menschen. 

Die IFD erbringen einerseits Leistungen, für die das Integrationsamt selbst Auftraggeber ist, andererseits Leistungen, für die ein Rehabilitationsträger bzw. die Bundesagentur für Arbeit Auftraggeber ist. Auftraggeber der IFD sind demnach nicht nur die Integrationsämter im Rah​men ihrer Aufgabe der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben gem. § 102 Abs. 2  Satz 5 SGB IX, sondern auch die in § 6 Abs. 1 Nr. 1 – 5 SGB IX genannten Rehabilitationsträger gem. § 33 SGB IX sowie die Bundesagentur für Arbeit im Rahmen der Berufsberatung, Ausbildungs- und Arbeitsvermittlung von Menschen mit einer Schwerbehinderung gem. § 104 Abs. 1 
Nr. 1 – 3 SGB IX. Dabei verbleibt – wie bisher – die Verantwortung für den Einzelfall beim jeweiligen Auftraggeber.

II.
Inhalt der neuen Regelung

1. Inhalt der Strukturverantwortung

Die Übernahme der Strukturverantwortung durch das Integrationsamt ist eine einzelfall​über​greifende Aufgabe und als solche zu trennen von der einzelfallbezogenen Beauftragung des IFD durch das Integrationsamt im Rahmen der Begleitenden Hilfe im Arbeitsleben. 

1.1. Infrastrukturverantwortung

Nachdem es Aufgabe der Bundesagentur war, IFD in ausreichender Zahl einzurichten, bein​hal​tet Strukturverantwortung nun die Sicherstellung der flächendeckend eingerichteten und möglichst vereinheitlichten IFD-Struktur. 

Der Gesetzestext  selbst verwendet den Begriff der „Strukturverantwortung“ nicht, wohl aber die Gesetzesbegründung. Das Gesetz gibt etliche Hinweise für den Inhalt der Aufgabe. 

Anhaltspunkte für die inhaltliche Auslegung der Strukturverantwortung sind:

- Hinwirken auf einheitliche IFD, 

- Federführung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Haupt​fürsorge-

   stellen (BIH) bei der Vereinbarung Gemeinsamer Empfehlungen  zur  Inanspruchnahme der 
   IFD durch die Rehabilitationsträger und zur Finanzierung der dadurch entstehenden Kosten 
   sowie zur Zusammenarbeit,

- Berichtspflicht der IFD für seinen gesamten Tätigkeitsbereich gegenüber dem Integra-

   tionsamt.

1.2 Steuerungsverantwortung

Strukturverantwortung beinhaltet demnach nicht nur die Sicherstellung des Vorhandenseins einer Struktur an IFD, sondern im Sinne einer damit verbundenen Steuerungsverantwortung inhaltliche Vorgaben zu folgenden Punkten:

· Flächendeckende einheitliche Einrichtung der IFD,

· Personelle Ausstattung / Finanzierung,

· Entwicklung von Regularien für die Beauftragung der IFD 

(Einbezug des Arbeitgebers, Einbezug des behinderten Menschen, 

Zielvereinbarungen zwischen den Auftraggebern und den IFD),

· Maßgaben zur Zusammenarbeit und zur Vernetzung,

· Fachliche Verantwortung, Steuerung der Aufsicht der IFD,

· Qualitätssicherung,

· Sicherstellung der Ergebnisdokumentation.

1.3. Finanzierungsverantwortung

Ausgehend vom Grundsatz, dass die Finanzierungsverantwortung der Aufgabe folgt, über​nimmt das Integrationsamt die Finanzierungsverantwortung für das Vorhalten des gesamten IFD-Angebots wie es in § 110 SGB IX geregelt ist. 

Diese Art „Vor-Finanzierung“ ist zu trennen  von der Finanzierung der Inanspruchnahme der Leistungen des IFD im Einzelfall und durch andere Auftraggeber als das Integrationsamt.

Vorfinanzierung beinhaltet nicht ein Tätigwerden im Einzelfall; dieses verbleibt wie bisher  beim zuständigen Leistungsträger und ist von diesem zu vergüten. 

Mit den Rehabilitationsträgern werden entsprechende Vergütungsvereinbarungen getroffen.

Die Bundesagentur für Arbeit hat für den Bereich der  Vermittlung arbeitsloser schwerbehin-derter Menschen mitgeteilt, dass sie nicht mehr wie bisher monatliche Fallpauschalen (Ver-mittlungs- und Erfolgsprämien) zahlen  wird, sondern eine Erfolgsvergütung aus SGB III-Mitteln anstrebt, die in der Höhe an die Regelungen zum Vermittlungsgutschein angepasst sein soll.

Es ist in jedem Fall davon auszugehen, dass eine komplette Refinanzierung der nunmehr den Ländern/ Integrationsämtern anteilig übertragenen Mittel aus dem Ausgleichsfonds (siehe Punkt 2. ) nicht stattfinden wird. Denn ein Teil dieser Mittel ist einzusetzen für die wichtigen einzelfallübergreifenden Aufgaben wie z.B. die Beratung von Arbeitgebern, die Beratung in Werkstätten für behinderte Menschen oder in Schulen oder die Zusammenarbeit mit den Handwerkskammern und den Industrie- und Handelskammern. 

2. Auslegungsschwierigkeiten

Der Inhalt der Neuregelung wird in den Ländern und von den verschiedenen Auftraggebern der IFD unterschiedlich ausgelegt. 

Die „weite“ Auslegung begreift die Verantwortung des Integrationsamtes im oben darge​stell​ten Sinne.

Die „enge“ Auslegung der Neuregelung beschränkt die Verantwortung der Integrationsämter allein auf die Aufgabenbereiche der IFD, für die das Integrationsamt Auftraggeber im Einzel​fall ist. Begründet wird dies mit der Zweckbestimmtheit der Mittel der Ausgleichsabgabe ge​ne​rell wie auch mit dem Umfang der den Integrationsämtern zur Verfügung stehenden Mit​teln. Fraglich ist, ob die IFD-Strukturverantwortung der Integrationsämter auch den Bereich der Arbeitsvermittlung arbeitsloser schwerbehinderter Menschen betrifft.

Abgestellt wird nach dieser Auslegung auf den Einsatz von Ausgleichsabgabemitteln für Leis​tungen des IFD im Einzelfall, die eindeutig in die Zuständigkeit eines Rehabilitations​trägers oder der Bundesagentur für Arbeit bezüglich ihrer Vermittlungsaufgaben für arbeits-lose Menschen fallen. Hier ist entgegenzuhalten, dass es eben gerade nicht um den Einsatz von Ausgleichsabgabemitteln für die tatsächliche  Inanspruch​nahme durch den für den Einzelfall zuständigen Träger geht, sondern um das Vorhalten von bedarfsge​rech​ten IFD-Kapazitäten, damit die Hinzuziehung eines IFD im Einzelfall überhaupt möglich ist. Die Aufga​ben des IFD beinhalten gem. § 110 SGB IX die Vermittlung schwerbehinderter Men-schen in Arbeit. Die Agenturen für Arbeit bleiben weiterhin zuständig für die Arbeitsver​mittlung schwer​behinderter arbeitsloser Menschen – im Rahmen der Vermittlung aller arbeitsloser Personen aus Versicherungsleistungen gem. SGB III - und sind damit potenzielle Auftraggeber des IFD für diese Leistung.  

Da die tatsächliche Inanspruchnahme des IFD in der Zuständigkeit des beauftragenden Trä​gers liegt, beinhaltet dies auch die Finanzierung der Leistung im Einzelfall. Somit werden eben gerade nicht Ausgleichsabgabemittel für Aufgaben anderer Träger eingesetzt. 

III.
Umsetzung auf Bundesebene

1. Derzeitiger Umsetzungsstand

Für die Umsetzung der gesetzlichen Neuregelung wurden die folgende Grundlagen erarbeitet, die sich allerdings noch im Entwurfsstadium befinden:

- Gemeinsame Empfehlungen gem. § 113 SGB IX

- Mustervertrag für den Vertrag zwischen dem Integrationsamt und dem jeweiligen 

  Träger

- Muster-Zielvereinbarungen als Grundlage für konkrete Zielvereinbarungen, die 

  zwischen dem Träger des  IFD und dem Integrationsamt abgeschlossen werden 

  sollen („Steuern mit Zielvereinbarungen“)

Diese werden derzeit in den Gremien abgestimmt.

Gemeinsame Empfehlungen

§ 113 SGB IX schreibt vor, dass die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen (BIH) mit den Rehabilitationsträgern eine gemeinsame Empfehlung vereinbaren soll, in der Regelungen für Nutzung der IFD durch die Rehabilitationsträger, der Finanzierung sowie der Zusammenarbeit getroffen werden.

Es liegt ein Entwurf der Gemeinsamen Empfehlungen gem. § 113 SGB IX vor, der am 13.9.2004 im Ausschuss beim BMGS beraten und je nach Ausgang dieser Beratung in das Abstimmungsverfahren gegeben wird.

Ein wichtiges Ziel der Beratungen war, eine gewisse Planungssicherheit über die künftige Ausstattung der IFD zu erreichen. Die Rehabilitationsträger sollten dafür ihre Bedarfe be​nennen. Diese Verständigung erwies sich bundesweit als sehr schwierig und wurde im Rah​men der Gemeinsamen Empfehlungen nicht erreicht. 

Die Rehabilitationsträger haben nur ihre generelle Bereitschaft zur Beauftragung des IFD erklärt. Festgelegt wurden Vergütungsregelungen für die tatsächliche Nutzung des IFD durch einen Rehabilitationsträger sowie Beauftragungs- und Abrechnungsmodalitäten. Die Gemein​samen Empfehlungen lassen allerdings regionale Alternativen zu, falls das einzelne Inte​gra​tionsamt mit den Rehabilitationsträgern andere Vereinbarungen trifft. 

2. Vereinbarungen mit der Bundesagentur für Arbeit

Die Bundesagentur für Arbeit ist zuständig für die Vermittlung arbeitsloser schwerbehinderter Menschen in Arbeit – in diesem Fall ist sie nicht Rehabilitationsträger. Dafür können Integra​tionsfachdienste beauftragt werden. Es ist bis heute nicht gelungen, Vereinbarungen zwischen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen  und der Bun​desagentur zu treffen in Bezug auf die Nutzung des IFD. Strittig ist z.B., ob die  Aus​schrei​​bungspflicht der Bundesagentur für Arbeit greift oder ob – wie unter 1.3. ausgeführt - für die Vergütung der IFD-Leistung Vermittlungsgutscheine eingesetzt werden dürfen. Ende Septem-ber 2004 soll eine abschließende Positionie​rung der BA erfolgen.

3. Bewertung des bundesweiten Umsetzungsstandes 

Die Umsetzung der neuen Aufgabe erweist sich als ausgesprochen schwierig.

Obwohl Einigkeit besteht, dass für eine gewisse Planungssicherheit die Verständigung auf Bedarfskontingente erforderlich ist, tun sich die Rehabilitationsträger und die Bundesagentur  für Arbeit schwer, sich festzulegen oder ihren möglichen Bedarf abzuschätzen.

Die Länder / Integrationsämter vertreten unterschiedliche Sichtweisen über das Verständnis von Strukturverantwortung und den Einsatz von Ausgleichsabgabemittel.

Die Spanne reicht von der Strukturverantwortung für alle Aufgabenbereiche des IFD bis zum Rückzug nur auf die Aufgabenbereiche des IFD, für die das Integrationsamt direkt auch Auf​traggeber im Einzelfall ist. Dies birgt die Gefahr der Zersplitterung der  IFD-Strukturen in sich. 

Vor dem Hintergrund, dass sowohl die behinderten Menschen wie auch die Arbeitgeber die IFD als kompetente Beratungsstellen schätzen – das hat die infas-Studie von 2003 eindeutig belegt -, wäre dies sicherlich kontraproduktiv. Die Verlierer wären die behinderten Menschen und die Arbeitgeber, die (schwer-) behinderte Menschen beschäftigen bzw. einstellen möch​ten.

Deshalb sollten alle Anstrengungen unternommen werden, die Struktur der IFD in ihrer Ge-samtheit zu erhalten und vertragliche Regelungen zur Qualitätssicherung über Ziel​ver​einba-rungen sowie über Konsequenzen bei Nichteinhalten der Qualitätskriterien zu treffen. 

IV. 
Umsetzung in NRW und im Rheinland

1. Leitlinien für die Umsetzung

Das Integrationsamt versteht Strukturverantwortung wie unter Punkt II.,  1.1 bis 1.3. ausgeführt.

In NRW wurde erfreulicherweise ein kooperativer Weg mit den Rehabilitationsträgern und der Regionaldirektion eingeschlagen. Es wurde nach einer Sitzung des Landeskoordinierungs-ausschusses in Köln mit den Rehabilitationsträgern und der Regionaldirektion NRW eine Ab​frage zum Bedarf sowie zu Auftragsbedingungen durchgeführt. Die Rückmeldungen stellen eine brauchbare Grundlage für die weitere Ausgestaltung dar. Eine konkrete Vereinbarung zwischen den Integrationsämtern Köln und Münster und den Rehabilitationsträgern auf Landesebene steht zum Zeitpunkt der Erstellung der Vorlage noch aus. 

Die oben ausgeführten Unsicherheiten beeinträchtigen die Umsetzung im Rheinland insofern, als es derzeit noch nicht möglich ist – wie ursprünglich geplant – die „Grundsätze zur Betei​ligung von Integrationsfachdiensten bei der Förderung der Teilhabe behinderter Menschen im Arbeitsleben im Rheinland“ zu erstellen und zur Beschlussfassung vorzulegen.

Nachfolgend dargelegt werden deshalb wichtige Leitlinien, nach denen die Übernahme der Strukturverantwortung durch das Integrationsamt erfolgen soll:

- In jedem Arbeitsamtsbezirk im Rheinland soll es einen IFD geben.

- Um der Verschiedenartigkeit der Behinderungen und ihrer Auswirkungen gerecht zu 


werden, sind die IFD behinderungsspezifisch ausgerichtet.

- Um diesen Grundsatz einzuhalten sind verschiedene Träger - je nach Ausrichtung und 
Erfahrungshintergrund - zu beteiligen. 

- Die Träger schließen sich zu einem Trägerverbund zusammen. Zwischen allen in der Region 
tätigen Trägern einerseits und dem Interationsamt andererseits wird ein Verbundvertrag 
geschlossen, in dem die Kooperation untereinander geregelt ist. Das bisherige Verbund-​
system soll somit beibehalten werden. Die Träger sind verpflichtet, sich so zu organisieren, 
dass eine optimale Leistungserbringung sichergestellt ist.

- Zusätzlich schließt das Integrationsamt mit jedem Träger einen Einzelvertrag ab.

- Jeweils ein Träger des Trägerverbundes fungiert als Ansprechpartner gegenüber dem 
Integrationsamt wie auch für die anderen Träger des Verbundes. Der Ansprechpartner erhält 
dafür eine Vergütung des Aufwands.

- Das auf Beschluss des Sozialausschusses eingerichtete Angebot der „Vorbereitungsphase“ 
(Soz 11/ 137) für den Personenkreis der Beschäftigten in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen, für Sonderschüler sowie für seelisch behinderte Menschen ohne Ausweis 
bleibt 

bestehen.

- Dies gilt gleichermaßen für die Beratung von berufstätigen seelisch erkrankten Menschen
  ohne Anerkennung der Schwerbehinderteneigenschaften im Rahmen einer „Clearing“-Phase. 

- Es werden bedarfsgerechte Kapazitäten für alle in § 110 SGB IX genannten Leistungen des 
IFD bereitgehalten und im Sinne einer Vor-Finanzierung durch das Integrationsamt aus 
Mitteln der Ausgleichsabgabe finanziert. Bei Inanspruchnahme des IFD durch einen 
anderen Nutzer als das Integrationsamt ist die Nutzung an das Integrationsamt zu vergüten.

-  Für das Jahr 2005 bleibt die personelle Ausstattung der IFD erhalten. Wenn erforderlich 
werden für die Folgejahre Anpassungen in der Personalausstattung vorgenommen. Die 
Basis dafür bilden die Fallzahlen des Jahres 2005. 

- Die IFD sind aufgefordert, bei den Rehabilitationsträgern, den Agenturen für Arbeit, den 
Werkstätten für behinderte Menschen, den Sonderschulen ihr Angebot bekannt zu machen 
und für die Nutzung zu werben. Das Integrationsamt wirkt aktiv darauf hin, dass eine 
Nutzung des IFD-Angebots durch andere Auftraggeber erfolgt.

- Die IFD-Kosten werden durch eine einheitliche Jahres-Pauschale pro Fachberaterstelle 
abgegolten. Es werden fachliche Mindeststandards zur Sicherung der Qualität der IFD-
Arbeit vorgegeben.

- Die Steuerung der IFD erfolgt auf der Grundlage von Zielvereinbarungen, die mit jedem 
einzelnen Träger abgeschlossen werden. Der Träger ist verpflichtet den Zielerreichungsgrad 
in einem Berichtswesen darzulegen.

- Die Finanzierung der IFD erfolgt leistungsbezogen. Eine 80 %-Finanzierung ist feststehend, 
die Finanzierung der restlichen 20 % erfolgt bei Erreichen der Zielvereinbarungen. Bei 
schuldhaftem Nichterreichen der Ziele greift der 20 %-Abzug.

2. Weiteres Vorgehen

Die Verwaltung wird auf der Basis dieser Leitlinien die Übernahme der Strukturverant​wor​tung für die Integrationsfachdienste weiter umsetzen und dem Sozialausschuss in 2005 „Grundsätze zur Beteiligung von Integrationsfachdiensten bei der Förderung der Teilhabe behinderter Menschen im Arbeitsleben im Rheinland“ vorlegen.

In Vertretung

H o f f m a n n   -   B a d a c h e  
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